
1. Beiblatt 

20/.A.B' 
zu 35/;' 

Beiblatt zur Parlamentskorrespondenz 13., Juni 1953 . 

An fra ge be an t wo r t u n-i 

In Beantwortun~ der Anfrage der Abg. M a roh n e r und Genossen, 
betretfen4 Flüss1gma.chung der für den Wohnhaus.Wiedera.ufbau freigegebenen 

ERP-Mittel in der Höhe von 50 Millionen Schilling, teilt Bundesminister für 
Randel und Wiederaufbau Dr.I 1 1 1 g folgendes mit: 

1. Im Bundesfinanzgesetz 1952 war ursprünglioh ein Betrag von 100 Millionen 
Schilling vorgesehen, der aus Budgetmitteln dem Wobnhaus-Wiedera.ufb~ufonds 

hätte z~ VerfU~ gestellt werden sollen. Dieser BGtr~ ist jedooh 
anlässlich der Budaetrestriktion im Sommer 1952 auf 50 Millionen 
SOhilling herabgesetzt worden. Infolse der bekannten Ersparungsma.ssnahmen 
war die F'lUssigma.ohung dieser Beträge a.us Budgetmitteln nioht m(Sglioh. 
Trotzdem hat .der Fonds diese 50 Millionen Sohilling im vergangenen Jahr ' 
vergeben und ist am 1.1.1953 mit diesem offenen Betrag in das heurige 
Budget hinübergegane;en. Das geht a.us dem der Fondskonuniss1on vorgelegten 
Wirtsohattsplan eindeutig hervor, 

2. EinZusammenhans zwisohen diesen 50 Millionen Sohilling und einer weiteren 
Vergabe von Fondsmitteln in ungefähr der gleichen H5he besteht nur inso­
fern , als 'bei der Deba.tte im Wirtsohaftspl~ in der Fondskommissions­
sitzung mitgeteilt wurde, da.ss man trq,ohten werde, im Rahmen des heurigen 
Bud~ets w~itere Vergaben vorzunehmen, sofern die 50 Millionen aus 
ERP-Mitteln ta.tsä.ohlioh gewährt werden sollten. Zum Zeitpunkt der,Deba.tte 
war die Freigabe dieses ,ERP-Betragea nQchnicht feststehend. 

3. Ob die 1m Wirtsohaftsplan eingesetzten Einnahmen 1953 Wirklioh einrehen 
,verden, hängt von der Höhe der St:au.ereifl€~e, allenfalls auch von 
Steueränderungsmassnahmen ab. Der Vertreter ües Bundesministeriums für 

Finanzen hat bei dan Beratungen über den Wir'tsohaftsple.n 195~ die 
Einn~ensätze für zu hooh befunden und eine Reduktion verlaust, die 
jedooh von der Fondskonunission nicht vorgenommen wurde. 

4 •. Die Freigaben in den Sitzungen der Fondskommission in den Monaten Desam­
ber 1952, Jänner und Februar 1953 in einer Gesamth5he von 432 Jlillionen 

. • 0 

SOhilling, einsohliGsslioh der Vorf1nanzie~en in der Sitsuns des 
Monats Apri~ ha.b~n Gine rasohe und starke Belebuns der Bautätigkeit 
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\ . 
herb'eigeführt. Es war die Absicht, mit dieser grossen Freigabe die ,;:\r-

beitslosenspitze der Wintermonate so rasch ,vie mögliCh abzubauen. Diese 

Absicht wurde'erraioht. Es ist den Mitgliedern der Fondskommission' bekannt, 

dass mit diesen o.~ Beträgen im wesentlichen die Mittel des Fonds, ein­

sohliesslich derERP"'Fr(~igaben, erschöpft sind. 

5. Sollte sich im Laufe dieses Jahres ergeben, da~s weitQre Mittel zur Ver-
- f' • 

fügung ßestellt werden können, was die entsprechenden Eingänge an Steuer-, 
beträgen zqrVoraussetzung hat und was nicht vor Ablau! des ersten Halb-

jahres entschieden werden kann, so wird ~ine weitere Vergabe an Wieder­

aufbaukrediten ungefähr um die Monatswende August/September vorzunehmen 

sein, wodurch insbosondere dann ein vorzeitiges ~teigen der Winterar~ 

beitslosigkeit verhindert werden kann. 

6. Bezüglich der Kradi te J welche zu diesem 'Zei tpu."lktt bewilligt werden sollen, 

wird die Fo~dskonunission gemäss § 5 (3) des BUndesgesetzes Nr.13(}/48 wie 

gewöhnlich zu einer Stellungnahme eingeladen werden • 

...... -.... 

/ 
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